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FREIE SICHT

MONIKA ROTH

Die Verfügung 
der Aufsichts­
behörde (ein 

Kollegium) über die 
Bundesanwaltschaft 
vom März 2020 ist 
ohne Weiteres geeig­
net, die Vertrauenswürdigkeit des Bun­
desanwalts zu zerstören – und damit 
jene der ganzen Institution. Wenn die 
Medien von einer Kampagne gegen den 
Amtsinhaber reden oder gar davon, 
dass es eigentlich (auch) um den Präsi­
denten der Aufsichtsbehörde gehe, so 
zielt das an der Sache vorbei. Offen­
sichtlich sind Dinge geschehen, die zei­
gen, dass Michael Lauber der falsche 
Mann ist. 

Das liegt nicht am Amt, sondern an 
ihm. Mit Blick auf die Vorbildfunktion, 
die Lauber erfüllen müsste, sind die 
Feststellungen in der Verfügung ver­
störend. Sie lassen erkennen, dass die 
Vertrauenswürdigkeit, die ein Amts­
inhaber als Vorbild aufweisen muss, 
nicht gegeben ist. Vertrauenswürdig­
keit kann man sich nicht einkaufen 
oder «sich anberaten» lassen.

Vertrauenswürdigkeit ist einer der 
wichtigsten, schwer imitierbaren Wett­
bewerbsvorteile von Personen und Un­
ternehmen – und für die Justiz ist sie 
Grundvoraussetzung des Wirkens und 
der Akzeptanz überhaupt. Sie setzt ab­

solute Integrität voraus. Alfred Herr­
hausen, der frühere Vorstandssprecher 
der Deutschen Bank, hat es bleibend so 
formuliert: «Wir müssen das, was wir 
denken, auch sagen. Wir müssen das, 
was wir sagen, auch tun. Wir müssen 
das, was wir tun, dann auch sein.»

Liest man nun die Verfügung allein mit 
Blick auf die Vorbildfunktion im Amt, 
so wird einem schlecht. Und man kann 
nicht nachvollziehen, wieso wir diesen 
Mann in dieser Funktion noch länger 
erdulden sollen.

Lauber hat als Bundesanwalt im Jahr 
2017 in Form einer Weisung einen 
Code of Conduct erlassen. Ein solcher 
beantwortet die Frage «How do we do 
business?». Er bildet den Mindeststan­
dard des erwarteten Verhaltens und es 
sind alle in der betroffenen Institution 
ohne Ausnahme im Rahmen ihrer 
Treuepflicht verpflichtet, einen solchen 
Kodex einzuhalten.

Darin steht unter anderem: «In ihren 
Kontakten mit den Partnerbehörden 
und innerhalb der BA achten die 
Staatsanwälte und Mitarbeitenden  
auf ein beispielhaftes, professionelles 
und höfliches Auftreten.» Was wir 
konkret sehen, ist ein merk- und denk­
würdiges Auftreten in einer Konstella­
tion, die Lauber im Code of Conduct 
selber beschrieben hat – als nicht ge­
wünschtes Verhalten: «Die Mitarbei­
tenden der BA vermeiden jedes Verhal­
ten und jede Äusserung, die den An­
schein der Befangenheit erwecken 
könnten.»

Zur Vorbildfunktion gehört die un­
erlässliche Einsicht, dass Regeln für alle 
gleich oder für niemanden gelten. Die 
Bundesanwaltschaft führt Verfahren 
gegen Unternehmen, die sie im Straf­
befehlsverfahren erledigt und die in 
der Wirtschaft als Leitlinien für den 
Umgang mit Regeln gelten. Das wirkt 
wie ein schlechter Witz: Niemand 
lacht.

Regeln gelten 
für alle gleich

In dieser Kolumne schreiben «Handelszeitung»- 
Chefökonom Ralph Pöhner sowie Monika Roth, 
Professorin und Rechtsanwältin, Peter 
Grünenfelder, Direktor Avenir Suisse, und  
Reiner Eichenberger, Professor für Finanz- und 
Wirtschaftspolitik Universität Freiburg.

«Wir müssen das, 
was wir denken, 
auch sagen.»

Die Krise der Kleinen
Corona Der Shutdown des öffentlichen Lebens trifft die Binnenwirtschaft ins Mark. Die KMU leiden.

MICHAEL HEIM UND SVEN MILLISCHER

A m Spalenberg in der Basler 
Innenstadt reihen sich Bou­
tiquen und kleine Läden an­
einander. Normalerweise 
geben sich hier Kundinnen 

und Kunden die Klinke in die Hand. Doch 
jetzt ist weit und breit kein Passant, keine 
Passantin zu sehen. Seit Dienstag haben 
die meisten Geschäfte Zwangsferien. To­
bias Dettwiler steht als einer der wenigen 
Händler noch in seinem Laden – hinter 
verschlossenen Türen. «Die Anordnung 
war ein Schock», sagt er. Zwar hat der 
Kleinunternehmer seit Ende vergangener 
Woche geahnt, dass so etwas kommen wür­
de. «Aber nicht, dass es so schnell geht.» 
Zwei Läden für Kleider und Accessoires 
führen er und seine Partnerin unter dem 
Label «Feinfracht», zwei Angestellte haben 
sie. Nun versucht er, sich anzupassen. Etwa 
mit dem Ausbau des Online-Kanals. Ein bis 
zwei Monate könne er so wohl überleben, 
dann werde es eng, sagt Dettwiler.

Auch Alexandra Dill ist auf den Beinen. 
Sie führt die «Markthalle», einen Food-
Court mit rund 25 Essständen und 10 Lä­
den. Ihre 50 Angestellten in der Waschkü­
che und im Backoffice hat sie bereits zur 
Kurzarbeit angemeldet. «Selbst wenn wir 
noch was verkaufen könnten: Es kommt ja 
niemand mehr.»

Viele KMU hat der bundesrätliche 
Shutdown auf dem falschen Fuss erwischt. 
Von einem Tag auf den anderen brechen 
ihnen die Einnahmen komplett weg. «Das 
ist existenziell», sagt der Basler Gewerbe­
direktor Gabriel Barell. «Die nächsten 
Löhne können wohl noch bezahlt werden. 
Doch schon im April wird es für viele 
ernst.» Bereits gebe es Gewerbler, die ihre 
Rechnungen nicht mehr bezahlen, um 

wenigstens die Löhne zu sichern. Komme 
man diesen Unternehmen nicht entgegen, 
breite sich die Krise rasch übers Porte­
monnaie der Angestellten auf die ganze 
Volkswirtschaft aus. «Es brennt.»

Der Shutdown des öffentlichen Lebens 
verursacht massive Schäden. Weil die Leu­
te in ihren vier Wänden verharren müssen, 
um die Ausbreitung des Virus zu verlang­
samen, bricht die Nachfrage nach Gütern 
und Dienstleistungen ein. Zu den Qua­
rantänemassnahmen rund um den Globus 
gehören auch Grenzschliessungen und 
das Aussetzen von Transportverbindun­
gen, sei es im Bahn- oder Luftverkehr. Da­
mit gesellt sich zum Nachfrageeinbruch 
ein Angebotsschock. Denn die globalen 
Lieferketten sind ganz oder teilweise un­
terbrochen.

Diese Situation ist für die Schweizer 
Wirtschaft beispiellos: «In der Vergangen­
heit kamen die Risiken immer von aussen, 
aus dem Export», sagt UBS-Ökonom Ales­
sandro Bee. «Doch mit dem partiellen 
Shutdown in der Schweiz dürfte erstmals 
auch die Binnenwirtschaft direkt betroffen 
sein.» Die Konjunkturforschungsstelle 
KOF der ETH Zürich geht in ihrem Basis­
szenario von einer Rezession fürs erste 
Halbjahr 2020 aus und davon, dass es «zu 
starken Rückgängen beim privaten Kon­
sum und auf Firmenseite zu einer verbrei­
teten Zurückhaltung bei den Investitio­
nen» kommen wird. 

Es braucht mehr als Zinssenkungen
Auch UBS-Ökonom Bee rechnet erst in 

der zweiten Jahreshälfte mit einer Norma­
lisierung. Dann könnte es auch zu Kom­
pensationen kommen: «Ferien, die jetzt 
abgesagt werden, werden im Herbst ange­
hängt. Oder man gönnt sich dann etwas 
mehr.» Schwieriger werde es, wenn das Vi­
rus nicht eingegrenzt werden könne oder 
wenn der Staat zu drakonischen Mitteln 
greifen müsse. 

Bereits haben die Notenbanken re­
agiert und ihre Schleusen geöffnet. Die 
konzertierten Massnahmen erinnern an 
die Finanzkrise, doch der Vergleich führt 
hierzulande in die Irre. Die Rettung der 
Grossbank UBS hatte damals für den 
Mann und die Frau von der Strasse höchs­
tens Aufregerpotenzial am Stammtisch. 
Von der Finanzkrise spürte der Durch­
schnittsschweizer im Alltag praktisch 
nichts: Die Arbeitslosigkeit blieb tief, der 
Konsum intakt. Das ist in der Corona-Kri­
se ganz anders. Denn im Gegensatz zu 
2008 sind nicht aufgeblähte Bankbilanzen 
der Grund für den Crash, sondern ein rea­
ler Nachfragekollaps. Die Verkäuferin 
oder den Kellner können Zinssenkungen 
der Fed oder andere Geldmarktstimuli 
kaum beruhigen. 

In dieser Krise sind die Banken nicht 
Täter, sondern werden höchstens zu Op­
fern. Dann nämlich, wenn das Finanzsys­

tem von der Krise der Realwirtschaft an­
gesteckt wird. Direkt über die Vertrauens­
krise an der Börse. Oder indirekt, wenn die 
Corona-Krise in eine schwere Rezession 
mündet. Die Folge wären Massenentlas­
sungen und Firmenpleiten, welche die 
Banken zum Abschreiben fauler Kredite 
zwingen würden. Auch das Hypothekar­
geschäft könnte ihnen zum Verhängnis 
werden, wenn arbeitslose Hausbesitzer 
mangels Einkommen ihre Schulden nicht 
mehr bedienen können. Als Folge kämen 
die Immobilienpreise ins Schlingern. Die 
Bewertungsanpassungen könnten das Fi­
nanzsystem ins Wanken bringen.

Stellenabbau hätte langfristige Folgen
Ein Schreckensszenario, das es um je­

den Preis zu verhindern gilt. Auch Martin 
Scholl, Chef der Zürcher Kantonalbank, 
warnt: «Wir Banken sind die Lebensadern 
der Realwirtschaft und haben grosses In­
teresse daran, dass der Geldkreislauf funk­
tioniert.» Das Wichtigste sei denn auch, 
den Arbeitsmarkt in einem möglichst nor­
malen Zustand zu halten, findet UBS-Öko­
nom Bee. «Wenn die Unternehmen nicht 
mehr fähig sind, die Umsatzeinbussen 
über Kurzarbeit abzufedern, und stattdes­
sen Stellen abbauen, sind langfristige Fol­
gen zu erwarten.»

Um die Jobs in der Corona-Krise zu 
erhalten, empfiehlt Hans-Ulrich Bigler, 
Direktor des Schweizerischen Gewerbe­
verbands, seinen Mitgliedern, Kurzarbeit 
zu beantragen. Er fürchtet aber, dass die 
dafür vom Bund veranschlagten 8 Mil­
liarden Franken nicht ausreichen wer­
den. Zudem gelte es, die Kurzarbeit aus­
zuweiten. «Anspruch auf Entschädigung 
müssen auch Temporärarbeitende, be­
fristete Angestellte und insbesondere 
Selbstständigerwerbende erhalten. An­
sonsten drohen Massenkonkurse von 
Mikrounternehmern.»

Bei den beschlossenen Massnahmen 
im Kampf gegen das Coronavirus handle 
es sich faktisch um ein fünfwöchiges Be­
rufsverbot für Kleingewerbe wie Coiffeur­
salons oder Restaurants, sagt Bigler. Diese 
niedermargigen Branchen würden rasch 
in eine Liquiditätskrise geraten. «Ich rech­
ne fest damit, dass der geplante Überbrü­
ckungsfonds rasch und unbürokratisch 
die betroffenen KMU unterstützt. Klar ist 
auch, dass es sich um A-fonds-perdu-Bei­
träge wird handeln müssen.»

Eher «skeptisch» sei er gegenüber staat­
lichen Bürgschaften für Kredite, sagt Bigler. 
«Die KMU stecken jetzt in der Liquiditäts­
falle, sie brauchen nicht Kredite für Inves­
titionstätigkeiten.» Es brauche nun eine 
schnelle, unbürokratische Hilfe, damit die 
Unternehmen genug Geld in der Kasse ha­
ben, um Ende April die Löhne zu bezahlen, 
fordert auch der Basler Gewerbedirektor 
Barell. «Detailabrechnungen kann man 
auch später noch machen.»
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Stillstand (in Basel): Vom Coiffeursalon bis zur Bankfiliale, von der Bierhalle bis zum Globus-Warenhaus – die Corona-Verordnung hat viele Betriebe geschlossen.

ANZEIGE

8
Mrd. Franken

Fordert mehr: Gewerbe
direktor Hans-Ulrich Bigler.

Kurzarbeit Kurzarbeit soll neu 
ohne Karenzfrist beantragt 
werden können. Dafür stehen 
laut Bundesrat 8 Milliarden 
Franken zur Verfügung. Das  
sei viel zu wenig, sagt Gewerbe
direktor Hans-Ulrich Bigler. 

Drei Viertel der Firmen haben 
weniger als fünf Beschäftigte
Verteilung der Unternehmen 
nach Grösse (2017)

Lesebeispiel: 53,5 Prozent der Firmen 
haben nur eine/n Beschäftigte/n.  
6,8 Prozent aller Beschäftigten arbeiten 
in Firmen mit nur einer Person.

 2 bis 4 Beschäftigte
 5 bis 9 Beschäftigte

 1 Beschäftigte/r

 10 Beschäftigte und mehr

� QUELLE: BFS

6,8

8,3

75,7

9,2

Beschäftigte  
in solchen Firmen

in Prozent

10,9

11,2

53,524,4

Anzahl Firmen
in Prozent

A U K T I O N
Samstag 28. März 2020 | 13.30
Klassische Automobile & Motorräder

Vorbesichtigung: ab sofort täglich !

Katalog inkl. Eintritt zu CHF 40.00 bei:
Oldtimer Galerie, Auktion, 3125 Toffen
Tel. *031 8196161 | Fax *031 8193747
www.TheSwissAuctioneers.swiss

Einige von rund 90 Gelegenheiten...
Jaguar E V12 Roadster • Fiat 124 CSA Abarth Rally
Lincoln Continental Convertible •Mercedes 190 SL

sowie AR Montreal • Bentley Arnage T • BMW 635 CSi
Cadillac XLR Roadster • Chevrolet Camars SS `68 • Ferrari
456 GT & Testarossa Monospecchio • Ford Thunderbird `57
Heinkel Trojan 200 • Jaguar F-Type S & XJ-S V12 Convertible
Maserati Biturbo Spyder • Mercedes 450 SEL V116 • Nissan
Figaro • Porsche 911 T 2.2 `70 • Range Rover Classic 4.2 LSE
RR 20/25 Convertible • Triumph TR 250 • VW T1 • u.A.M


